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NIHHAUS: OFFENE FRAGEN DER AGRARPOLITIK IN DER EWG 

entstanden. Gegen die Ergebnisse des Berichtes kann nicht 
viel eingewandt werden, da sie sich zwangsläufig ergeben. Die 
Agrarpolitik im Gemeinsamen Markt muß von realen Grund- 
lagen ausgehen. Die Produktion auf vielen Gebieten ist stärker 
als die Nachfrage gestiegen, es ist in Zukunft eine zu große 
Fülle auf den Märkten für verschiedene Erzeugnisse zu erwar- 
ten. Deshalb kommt der Preispolitik eine große Bedeutung zu. 
Erzeugung und Verbraudt müssen über den Preis ins Gleich- 
gewicht gebracht werden. Da ein einheitlicher Markt geschaffen 
werden soll, muß auch das agrarische Preisniveau der einzelnen 
Länder gegenseitig angepaßt werden. Eine Reihe von Maß- 
nahmen sind vorgesehen, um das angesteuerte Preisniveau vor 
großen Erschütterungen von außen zu schützen. Im Gemein- 
samen Markt sollen sich aber die einzelnen Gebiete durch 
Spezialisierung auf die Anforderungen des Marktes einstellen. 
In manchen Gebieten wird es Schwierigkeiten geben. Diesen 
Gebieten muß durch Struklurverbesserungen geholfen werden. 
Die Einkommen in der Landwirtschaft sind vielfach unbefrie- 
digend, weil zuviel Menschen in ihr tätig sind. In Gebieten, 
in denen im Gemeinsamen Markt für die ansässige Bevölke- 
rung kein ausreichendes Einkommen erzielt werden kann, muß 
für die Ansiedlung von Industrie gesorgt werden. Jedenfalls 
müssen weitere Zusammenballungen von Menschen und Indu- 
strie wie im Ruhrgebiet oder um Paris vermieden werden. 

Summary 

The above statements take the Commission's Report as a 
starting-point. This Report was written after many collabo- 
rators had been consulted. Not many objections can be made 
to the results of this Report, as they are cogent. Agrarian 
policy in the Common Market must have a realistic foundation. 
In many branches production has risen more than has demand, 
and an excessive supply of various products may be expected 
on the markets in future. Great importance must therefore be 
attributed to the policy regarding prices. Production and con- 
sumption must be balanced via prices. Since a uniform market 
is to be created, the agrarian price levels of the various 
countries must also be mutually adapted. A number of measures 

have been provided to protect the envisaged price level from 
serious upheavals caused by outside influences. But in the 
Common Market the various branches are to adjust themselves 
to market requirements by specialization. There will be 
difficulties in some branches. Such branches must be aided by 
structural improvements. The income derived from agriculture 
is often unsatisfactory because too many people are engaged 
in it. In areas of the Common Market where no adequate in- 
come can be attained for the local population, provision must 
be made to establish industries. In any case, further conglo- 
merations of people and industry, such as in the Ruhr basin 
or around Paris, must be avoided. 

Rösumü 

Base de cet expose est le rapport de la commission. Ce 
rapport est le resultat de la deliberation profonde de nombreux 
cooperateurs. Ces resultats se produisant necessairement, il y 
en a peu dobjection. Dans le Marche Commun, la politique 
agraire doit partir de bases reelles. En beaucoup de secteurs. 
la production s'est augmentee plus que la demande. A l avenir, 
on s aftend ä trop d'abondance de divers produits sur ies 
marches. Cest pourquoi la gestion des prix est dune im- 
portance enorme. Production et consommation, il faut les 
balancer par le prix. Vu qu'on veut constituer un marche 
commun, il faut coordiner le niveau des prix agraires des 
divers pays, l'un ä Fautre. Diverses mesures sont prevues pour 
proteger le niveau envisage de prix contre de grandes reper- 
cussions du dehors. Cependant, les regions individuelles doi- 
vent repondre, dans le Marche Commun, aux demandes du 
marche par specialisation. Des difficuites en resulteront pour 
Tune ou 1‘autre region. Il faut aider ces regions par une 
amelioration de leur structure agricole. Souvent, les revenus 
agricoles ne sont pas satisfaisants, parce qu'il y a trop de 
main-d'cevre y travaillant. Dans les regions oü on ne peut pas 
arriver, dans le Marche Commun, au revenu satisfaisant de 
leur population, il faut se soucier de letablissement d’entre- 
prises industrielles. En tout cas, i faut eviter d'autres agglome- 
rations d'hommes ou d'industries comme dans le bassin de 
la Ruhr ou autour de la ville de Paris. 

Offene Fragen der Agrarpolitik in der EWG 
Prof. Dr. H. N i e h a u s, Bonn 

I. Gründe und Gegengründe für die Verkürzung der 
Übergangszeit 

Der Bericht der Europäischen Kommission hat 
Überraschung und teilweise Unruhe durch die Be- 
merkung hervorgerufen, daß die Übergangsperiode 
bis zur Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes, 
für die im Vertrag zwölf Jahre und maximal fünf- 
zehn Jahre vorgesehen sind, stark abgekürzt wer- 
den soll: in der Regel bis auf sechs Jahre. Da der 
Vertrag inzwischen zwei Jahre, seit dem 1. Januar 
1958, in Kraft ist, so würde die sechsjährige „Vor- 
bereitungsphase“ am 1. Juli 1960 beginnen und mit 
dem Jahre 1965 enden; die Übergangszeit wäre 
dann im ganzen auf acht Jahre verkürzt worden. 
Für die Verkürzung wird folgender Grund ange- 
führt: „Um ... Spannungen zwischen dem Bereich 
der Grunderzeugnisse und den Bereichen, die davon 
abhängen, zu vermeiden und um die Verwirklichung 
des Gemeinsamen Marktes in den abhängigen Be- 
reichen zu erleichtern, ist es wünschenswert, daß 
das gemeinsame Preisniveau für die Grunderzeug- 
nisse innerhalb einer Frist von sechs Jahren, vom 
1. Januar 1960 an gerechnet, erreicht wird“ (Teil 11,37 
des Kommissionsberichtes). 

Von diesem in den „Grundsätzen der gemein- 
samen Agrarpolitik“ genannten Zeitplan ist die 
Kommission in ihren Vorschlägen für die Einzel- 

märkte später (Teil III) abgewichen, indem sie als 
Stichtag nicht den 1. Januar 1960 zugrunde legt, 
sondern den Zeitpunkt, zu dem der Rat über den 
Bericht der Kommission Beschluß gefaßt hat; ferner 
soll die Periode für Rindfleisch auf drei bis vier 
Jahre, bei Wein aber nur bis auf neun Jahre ver- 
kürzt werden. Es ist vollkommen richtig, daß die 
auf Getreide und Zucker als Rohstoffe angewiesenen 
landwirtschaftlichen und industriellen Verarbei- 
tungs- und Veredelungszweige schon seit der ersten 
Zollsenkung und Kontingentserweiterung für ihre 
Enderzeugnisse bei gleichbleibenden Rohstoffprei- 
sen in eine prekäre Lage geraten sind, die sich noch 
verschärft, wenn ab 1. Juli 1960 die zweite Phase 
des Zollabbaus beginnt. Aber das hätte vermieden 
werden können, wenn man Anfang 1959 mit der 
Angleichung der Rohstoffpreise begonnen hätte. Es 
hat keinen Sinn, die Kommission mit diesem Ver- 
säumnis zu belasten, da ihr Auftrag zunächst nur 
darin bestand, bis Ende 1959 Vorschläge für eine 
gemeinsame Agrarpolitik zu machen. Aber der 
deutsche Bundestag hätte bei Verabschiedung des 
Getreidegesetzes und durch Neufestsetzung der 
Zuckerrübenpreise schon 1959 die Möglichkeit ge- 
habt, die Rohstoffpreise etwas zu senken. Das wäre 
keine „Vorleistung“ gegenüber den Partnern in der 
EWG gewesen, sondern nur die Aufrechterhaltung 
des jetzt gestörten Gleichgewichts zwischen Roh- 
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Produktion und Veredelungserzeugnissen auf dem 
deutschen Markt. Dem jetzigen Kommissionsent- 
wurf wird von Seiten der praktischen Landwirt- 
schaft vorgeworfen, daß er auch heute noch keinen 
einzigen konkreten Preis nennt, sondern sich ganz 
auf das formale System der Marktregelungen be- 
schränkt. Ja, es soll darüber hinaus noch ein wei- 
teres Jahr verstreichen, bis die erste Etappe der 
Preisangleichung einsetzt. Es ist psychologisch ver- 
ständlich, daß die Bauern, denen nun schon seit 
zwei Jahren immer wieder gesagt worden ist, sie 
müßten sich auf den Gemeinsamen Markt vorbe- 
reiten, ungeduldig werden, weil man ihnen keine 
konkreten Angaben macht. Der Bauernverband ver- 
teidigt zwar immer noch das deutsche Preisniveau 
für Getreide und Zucker, aber bei den Bauern selbst 
nimmt der Zweifel an der Festigkeit dieser Posi- 
tion zu, und viele wünschen bereits die Herabsetzung 
der Futtermittelpreise, um insbesondere in der Ge- 
flügelwirtschaft gegenüber dem Ausland nicht noch 
mehr in Nachteil zu kommen. Es zeigt sich, daß es 
ein Konstruktionsfehler des Vertrages ist, daß er. 
Rohstoffe und Enderzeugnisse einem verschiedenen 
Regime unterwirft: jene der politischen Verhand- 
lungstaktik, diese einem zwingenden Automatismus. 
Die Abkürzung der Übergangsperiode durch Be- 
schluß des Ministerrats würde der Kommission die 
Möglichkeit geben, diesen Fehler kurzfristig zu be- 
seitigen und die Prozesse der Anpassung zu syn- 
chronisieren. 

Mit diesem Argument ist unmittelbar ein wei- 
teres verbunden. Man befürchtet nämlich, daß in 
Ländern mit niedrigen Rohstoffpreisen neue Unter- 
nehmungen ausschließlich zu dem Zweck begründet 
oder erweitert werden, um mit den billig produ- 
zierten landwirtschaftlichen Veredlungsprodukten 
und mit Produkten der Ernährungsindustrie in die 
Märkte der Länder mit hohen Rohstoffpreisen ein- 
zubrechen. Das führt nicht nur zu Kapitalinvesti- 
tionen der Unternehmer im Ausfuhrland, sondern 
veranlaßt auch kapitalstarke Unternehmer im Ein- 
fuhrland, jenseits der Grenzen Kapitalbeteiligun- 
gen zu suchen, dort Firmen zu kaufen oder neue 
zu begründen, um so mit Gewinn in das eigene Land 
importieren zu können. Solche unter vorübergehend 
günstigen Bedingungen erweiterte oder neu errich- 
tete Standorte der Ernährungsindustrie sind vom 
Gesichtspunkt optimaler Standortwahl langfristig 
gesehen sicher zum Teil Fehlinvestitionen. Die Nei- 
gung dazu, so argumentiert man, würde wegen des 
beträchtlichen Risikos stark abnehmen, wenn der 
Gemeinsame Markt schnell herbeigeführt wird. 

Den Argumenten aus dem Bereich der Landwirt- 
schaft und Ernährungsindustrie hat der Präsident 
der EWG-Kommission, Hallstein, am 6. Februar 
vor dem politischen Ausschuß des europäischen Par- 
laments weitere hinzugefügt. Je schneller die Ge- 
meinschaft zusammenwachse, desto stärker würde 
sie und desto liberaler könne sie Dritten gegenüber 
auftreten und eine befriedigende Situation für den 
europäischen Handel herbeiführen. Außerdem 
schaffe die herrschende Hochkonjunktur ein gün- 
stiges Klima für eine Verwirklichung der Gemein- 
schaft. Hallstein ist der Ansicht, daß die Beschleu- 
nigung ohne Vertragsänderung erreicht werden 
könne, wenn die Regierungen auf die nach dem 
Vertrag mögliche Verlängerung der ersten Stufe 

von vier Jahren verzichten und der Ministerrat be- 
schließt, die beiden folgenden Stufen von je vier 
auf je zwei Jahre zu verkürzen. Die Beschleunigung 
würde dann 1962 beginnen und bis Ende 1965 den 
Gemeinsamen Markt hersteilen. Dieser allgemeine 
Zeitplan würde also mit dem agrarischen überein- 
stimmen und ein einheitliches Regime sichern. 

Das ist besonders wichtig für die Frage der ge- 
meinsamen Handelspolitik. „Da die Landwirtschaft 
einen integrierenden Teil der Gesamtwirtschaft bil- 
det, darf die Handelspolitik mit landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen nicht allein auf die agrarpoli- 
tischen Ziele der Gemeinschaft abgestellt sein, son- 
dern sie muß auch den allgemeinen Zielen des Ver- 
trages Rechnung tragen“ (Teil 11,45). Der Bundes- 
verband der deutschen Industrie und der Industrie- 
und Handelstag haben besonders darauf hingewie- 
sen, daß die gemeinsame Handelspolitik zum glei- 
chen Zeitpunkt für den gewerblidien und agrari- 
schen Sektor einsetzen muß. Die Kommission soll 
eine europäische Handelspolitik führen und ist des- 
halb sehr daran interessiert, daß sich in einer langen 
Übergangszeit die bilateralen Handelsvertrags- 
systeme nicht allzu stark verfestigen und die multi- 
laterale Ausrichtung hemmen. 

Es gibt also viele wichtige Gründe für die Abkür- 
zung der Übergangszeit. Der Kommissionsbericht 
gibt darüber wenig Aufklärung, und man darf sich 
deshalb nicht wundern, wenn die Landwirte, die 
sich schon mit der langen Dauer der Übergangszeit 
getröstet hatten, jetzt erheblich beunruhigt sind. 
Sie lehnen in der Mehrheit die Verkürzung ab und 
berufen sich auf die Schwierigkeiten, die einer kurz- 
fristigen Anpsissung in den meisten Betriebszweigen 
entgegenstehen. Was über den Wein im Kommis- 
sionsbericht gesagt ist — „für den wegen der erfor- 
derlichen umfangreichen Vorarbeiten und Umstel- 
lungen eine Frist von neun Jahren für notwendig 
gehalten wird“ —, wird auch für den Ackerbau, die 
Rindviehhaltung und Geflügelzucht in Anspruch ge- 
nommen. Aber es sind nicht nur produktionstech- 
nische Argumente, die gegen eine Verkürzung ange- 
führt werden. Es kommt vor allen Dingen auch 
darauf an, daß mit der schrittweisen Angleichung 
des Preisniveaus die Wettbewerbsbedingungen ver- 
einheitlicht werden müssen. Die Kommission hat 
darüber keine Vorschläge gemacht, sondern nur 
darauf hingewiesen, daß mit Beginn der Vorberei- 
tungszeit eine Synchronisierung erfolgen müsse 
zwischen der Preis- und Handelspolitik und „der 
Festlegung von Wettbewerbsregeln und insbeson- 
dere der Anpassung, Harmonisierung oder schritt- 
weisen Verminderung der Subventionen, Rück- 
erstattungen oder sonstigen finanziellen Hilfen zur 
Stützung der landwirtschaftlichen Preise oder 
Märkte“ (II, 40). Zu den Wettbewerbsregeln gehören 
auch die Bestimmungen des Lebensmittelrechts, des 
Pflanzenschutzes, die veterinärpolizeilichen Bestim- 
mungen, das Gerichts- und Schiedsgerichtswesen bei 
Lieferstreitigkeiten, Verpackungs- und Gütevor- 
schriften, Handelsnormen und Handelsklassen, Vor- 
schriften über Preisnotierungen. Da es sich hier um 
außerordentlich schwierige Probleme handelt, die 
nur in langwierigen Verhandlungen mit den Regie- 
rungen und den beteiligten Berufsgruppen gelöst 
werden können, ist eine gewisse Skepsis bezüglich 
der Zeitdauer berechtigt. Dasselbe gilt auch für die 
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Angleichung des Verkehrs- und Tarifwesens, da 
hier die wettbewerbsverfälschenden Bestimmungen 
in allen Ländern besonders stark und zu einer ein- 
gewurzelten Praxis geworden sind. Die von der 
Kommission vorgeschlagene Konzeption der Agrar- 
märkte, die auf einem ökonomischen Transport- 
kostengefälle aufbaut, ist ohne eine Integration des 
Verkehrswesens nicht durchführbar. So zeigt sich 
immer deutlicher, daß bei der Interdependenz aller 
Faktoren die Maßnahmen zeitlich aufeinander ab- 
gestimmt durchgeführt werden müssen, weil sonst 
Wettbewerbsverfälschungen neu geschaffen werden. 

Es läge nahe, die Verkürzung der Übergangs- 
periode besonders auch im Hinblick auf die lang- 
fristigen Maßnahmen der Agrarstrukturverbesse- 
rung abzulehnen. Andererseits aber wird die Not- 
wendigkeit, auf diesem Gebiet etwas tun zu müssen, 
vielleicht stärker empfunden. Da es sich sowohl bei 
der Industrialisierung ländlicher Gegenden wie auch 
bei der Aufstockung und Aussiedlung um große 
Kapitalinvestitionen handelt, wäre es wünschens- 
wert, wenn die Zukunftsaussichten möglichst bald 
übersehen werden könnten. 

II. Abhängigkeit der Marktregelungen von dem 
Preisniveau 

Selten ist ein Plan so verschieden beurteilt wor- 
den wie das von der Kommission vorgeschlagene 
System der Marktregelungen. Die einen sehen darin 
einen perfekten Dirigismus, während andere die 
liberale Einstellung der Kommission loben und wie- 
der andere einen Widerspruch zwischen der libera- 
len Grundhaltung und den Vorschlägen für die 
praktische Gestaltung der Einzelmärkte entdecken. 
Das kann nicht allein an den subjektiven Vorurtei- 
len der Betrachter liegen. Die Mehrdeutigkeit muß 
auch in der Sache selbst liegen. So ist es in der Tat. 

Es ist eine Schwäche des Kommissionsberichtes, 
daß er ein formales System der Marktregelungen 
entwirft, ohne über das Preisniveau oder einen 
konkreten Preis etwas auszusagen. Nun gibt es aber 
kein ,,preisneutrales“ System von Marktregelungen, 
wenigstens keins, das den Marktbedingungen gut 
angepaßt ist. Erstrebt man ein verhältnismäßig 
niedriges Preisniveau im Gemeinsamen Markt, so 
müssen die adäquaten Marktregelungen auf dem 
Binnenmarkt und im Außenhandelsverkehr ganz 
anders sein als bei einem relativ hohen Preisniveau. 
Ein niedriges Preisniveau entlastet die Organe der 
Marktregelung von vielen Interventionen, die bei 
einem hohen Preisniveau erforderlich sind, weil die 
automatisch wirkenden Marktkräfte stärker zum 
Zuge kommen. Das gilt sowohl für den Binnenmarkt 
wie für den Außenhandel. Je niedriger die Richt- 
preise und Garantiepreise sind, desto größere Teile 
des Marktvolumens brauchen nicht „gestützt“ zu 
werden. Diese Instrumente haben dann nur die Be- 
deutung eines „Krisenschutzes“. Die betreffenden 
Institutionen können klein gehalten werden und 
benötigen weniger finanzielle Mittel. Die „funk- 
tionelle“ Integration steht im Vordergrund. 

Ein niedriges Preisniveau im Gemeinsamen 
Markt würde den Außenhandel mit dritten Ländern 
sehr erleichtern und den Außenhandelsschutz viel 

einfacher gestalten können, als er im Kommissions- 
bericht vorgesehen ist. In den Vorschlägen der Kom- 
mission für die Märkte für Schweine, Geflügel und 
Eier sind neben den Außenzöllen noch Ausgleichs - 
abgaben vorgesehen, um die Differenz zwischen dem 
Weltmarktpreis und dem europäischen Preis für 
Futtergetreide auszugleichen. Diese Regelung geht 
offenbar von dem Gedanken aus, daß der Außenzoll 
nicht hoch genug sei, um bei den höheren Rohstoff- 
preisen den Landwirten in der EWG einen echten 
Veredelungsschutz gegenüber dritten Ländern zu 
bieten. Dieses Argument würde um so weniger 
stichhaltig, je geringer die Differenz zwischen Welt- 
marktpreis und europäischem Getreidepreis festge- 
setzt würde. Bei der Angleichung der Preise etwa 
auf dem holländischen oder französischen Futter- 
getreidepreisniveau wäre die Vorbelastung der End- 
produkte gering, und der vereinbarte Außenzoll 
würde vollauf genügen. 

Andererseits aber würde ein wenig vom Welt- 
marktpreis abgesetztes europäisches Preisniveau die 
Interventionen vom Markt auf die Einkommens- 
subventionen verschieben, die dann gegeben werden 
sollen, wenn Gegenden mit ungünstigen Produk- 
tions- und Absatzbedingungen in Schwierigkeiten 
kommen. Es ist natürlich klar, daß der Umfang der 
notleidenden Gebiete um so größer sein wird, je 
niedriger das Preisniveau angesetzt wird. Der Auf- 
gabenkreis und die Personalbesetzung der lenken- 
den Organe müßten deshalb bei niedrigem Preis- 
niveau ganz anders sein als bei hohem. Ein hohes 
Preisniveau macht eine intensive Marktstrategie 
erforderlich und zwar um so mehr, je stärker die 
Ansprüche sind, die man an die Stabilität stellt. Die 
laufenden Marktinterventionen werden ebenso wie 
die gewährten Garantiepreise große Anforderungen 
an die Stabilisierungsfonds stellen. Nimmt die Pro- 
duktion unter dem Anreiz hoher FTeise zu, so daß 
es zu Überschüssen kommt, die entweder gelagert 
oder exportiert werden müssen, entstehen zwei wei- 
tere schwierige Probleme. Nach dem Kommissions- 
vorschlag für die Getreide- und Zuckermärkte sollen 
die Erzeuger zur Deckung der Exportverluste heran- 
eezogen werden. Das erfordert einen bürokratischen 
Apparat zwecks Einziehung dieser Abgaben. Da mit 
Annäherung an die Selbstversorgung der finanzielle 
Ertrag der Abschöpfungen sich verringert, wird der 
Stabilisierungsfonds notleidend. Der letzte Ausweg 
ist dann die Produktionskontrolle, für die auch ein 
neuer Apparat aufgebaut werden muß. Im Anfangs- 
stadium könnten bei relativ hohen Agrarpreisen die 
direkten Einkommenssubventionen noch gering 
bleiben. Die Ansprüche würden aber schnell steigen, 
wenn das hohe Preisniveau unter den Druck von 
Überschüssen gerät. Auf jeden Fall würden Art und 
Umfang der Tätigkeit der leitenden und ausführen- 
den Organe ganz anders sein als im Falle relativ 
niedriger Preise. Um das einzusehen, braucht man 
nur die englische und amerikanische Agrarbürokra- 
tie miteinander zu vergleichen. 

Die Kommission hat solche Überlegungen intern 
sicherlich längst angestellt und ist sich bewußt, wie 
folgende Formulierung zeigt, daß es sich um ein 
Experiment handelt, bei dem die Folgen stets neu 
durchdacht und abgeschätzt werden müssen. „Das 
endgültig zu erreichende gemeinsame Preisniveau 
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wird unter Berücksichtigung der Auswirkungen der 
voraufgegangenen Schritte der Preisannäherung in 
den verschiedenen Gebieten und Betriebstypen so- 
wie unter Anpassung an die Entwicklung der Ge- 
samtheit der landwirtschaftlichen Märkte und an 
die allgemeine wirtschaftliche Konjunktur in den 
Ländern der Gemeinschaft bestimmt werden“ (11,37). 
Das ist das sehr viel berufene „pragmatische“ Ver- 
fahren. Es ist der Vorteil eines solchen Verfahrens, 
daß man sich nicht dogmatisch festlegt, aber jede 
pragmatische Methode muß auch einen Anfang 
haben, und gerade daran mangelt es noch. 

III. Die Problematik der Institutionen 

Aber nicht nur die Arbeitsweise der geplanten 
Institutionen ist ein Problem, sondern es lohnt sich 
auch darüber nachzudenken, ob das ganze System 
nicht einfacher gestaltet werden könnte. Der Kom- 
missionsbericht sieht für die Lenkung der Märkte 
für Getreide, Zucker und Milcherzeugnisse zentrale 
Ämter bei der Kommission vor; für Rindfleisch, 
Schweinefleisch, Geflügelfleisch und Eier ist eine 
Koordinierung der einzelstaatlichen Marktorgani- 
sationen vorgesehen; für Obst, Gemüse und Wein 
sollen gemeinsame Wettbewerbsregeln eingeführt 
werden. In diesen Vorschlägen sind zwei Tendenzen 
deutlich sichtbar: 1. eine starke Neigung zur zen- 
tralen Steuerung und 2. das Bestreben zur Einfüh- 
rung von Marktordnungen auch auf Gebieten, auf 
denen sie in einigen Ländern nur in Ansätzen vor- 
handen waren. Die Zentralisierung und Verbreite- 
rung sind auf einigen Märkten mit Auflockerungen, 
auf anderen mit Verstärkung des Dirigismus ver- 
bunden, wenn man das geplante System mit den 
bisherigen Methoden der nationalen Marktregelun- 
gen vergleicht. So wird z. B. der deutsche Beobachter 
die europäische Getreidemarktordnung für liberaler 
halten als die deutsche, der niederländische und 
französische Beobachter werden die Vorschläge für 
Obst und Gemüse bzw. für Wein lockerer finden als 
ihre eigenen Systeme, während der deutsche und 
italienische Beobachter auch in der geplanten Rege- 
lung zuviel Dirigismus sehen. Im Außenhandel soll 
zwar auf mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 
verzichtet werden, aber im übrigen ist der Markt 
nach außen durch Abschöpfung, durch Zölle und die 
Verbindung von beiden sehr wirksam geschützt. 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat in 
seinem zur Stresa-Konferenz erstatteten Gutachten 
zur Frage der Institutionen folgendermaßen Stel- 
lung genommen: „Deshalb sollte in der Regel die 
Koordinierung der bisherigen nationalen Markt- 
ordnungen zu einer funktionellen Integration fort- 
entwickelt werden. Je vollständiger dieser Funk- 
tionalzusammenhang durch Vereinbarung gemein- 
samer Wettbewerbsregeln erreicht wird, um so 
leichter können nationale Einrichtungen der Markt- 
ordnung im Verkehr mit landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen und daraus gewonnenen Nahrungsmit- 
teln entbehrt werden. Wo die Beibehaltung von 
Marktordnungen unvermeidbar ist, sollte eine euro- 
päische Marktordnung nur eingerichtet werden, 
wenn sie eindeutig besser und reibungsloser zu 
arbeiten verspricht als eine Koordinierung der 
einzelstaatlichen Einrichtungen.“ 

Der Kommissionsbericht hat nicht begründet, 
weshalb man für Getreide, Zucker und Milch- 
erzeugnisse zentrale europäische Ämter haben muß, 
für andere Erzeugnisse aber nicht. Sollte es daran 
liegen, daß diese Warenmärkte leichter manipulier- 
bar sind als andere? Man hat in der Tat den Ein- 
druck, daß der Grad der Organisation direkt pro- 
portional nicht der Notwendigkeit, sondern der 
Möglichkeit der Lenkung ist. So nimmt der Dirigis- 
mus, der bei Zucker und Getreide am stärksten ist, 
in Richtung der tierischen Veredelungsprodukte ab 
und erreicht bei Obst und Gemüse den geringsten 
Grad. Es war bisher die Maxime der national-staat- 
lichen Marktordnungen, daß man dem Wettbewerb 
nur überließ, was man nicht organisieren konnte, 
wobei also grundsätzlich angenommen wurde, daß 
Marktregelung die adäquate Marktform für Agrar- 
ppodukte ist. Die EWG scheint viel von den 
national-staatlichen Einrichtungen übernehmen zu 
wollen, die für kleinere Räume konstruiert worden 
sind, in dem großen Raum des Gemeinsamen 
Marktes aber nur beschränkt anwendbar sind, da 
dieser wesentlich andere Bedingungen haben wird. 
Problematisch ist der Vorschlag der Kommission, 
zentrale Ämter einzurichten, ohne daß sie etwas 
über die Verteilung der Kompetenzen zwischen den 
Zentralen in Brüssel und den einzelstaatlichen Be- 
hörden sagt, die bis jetzt für die Einfuhrpolitik 
und die Interventionen in den Binnenmarkt zu- 
ständig sind. Die Kommission benötigt auch für die 
Koordinierung der einzelstaatlichen Marktordnun- 
gen Führungsgremien, die dafür sorgen, daß die 
vom Ministerrat sanktionierten Beschlüsse der 
Kommission durchgeführt werden. Aber weshalb 
muß die Kommission für Getreide, Zucker und 
Milcherzeugnisse eigene ausführende Organe 
haben? Die Berufung auf die unechten und 
schwankenden Weltmarktpreise ist nicht stich- 
haltig. Denn die Preise schwanken bei den Waren, 
für die nur eine Koordinierung der Marktordnun- 
gen und eine Vereinheitlichung der Wettbewerbs- 
bedingungen vorgesehen sind, doch weit mehr, wie 
z B. bei Fleisch, Eiern, Obst, Gemüse und Wein. 
Tatsächlich ist der Weizenpreis durch das Inter- 
nationale Weizenabkommen und das Marktver- 
halten der Exportländer in den letzten Jahren so 
stabil gewesen wie niemals zuvor. Es „sind auch 
keinerlei Anzeichen dafür vorhanden, daß die 
großen Exportländer ihre auf Stabilität des 
Weltmarktpreises abgestimmte Exportpolitik etwa 
aufzugeben beabsichtigen und wieder zu einem 
schärferen Preiskampf zurückkehren wollten. Im 
Gegenteil, der Abschluß des inzwischen in Kraft 
getretenen neuen Internationalen Weizenabkom- 
mens und die Einrichtung eines Exportrates (Food 
for Peace Commission) lassen deutlich das große 
Interesse der Hauptexportländer an einer stetigen 
Preisentwicklung für Weizen auf dem Weltmarkt 
erkennen“ („Agrarwirtschaft“, Jg. 8 (1959), S. 363). 

Damit entfällt die Notwendigkeit der variablen 
Abschöpfungen und ein fester spezifischer Zoll 
würde zum Schutz des europäischen Getreidebaus 
genau so genügen wie in den Jahrzehnten bis zur 
Weltwirtschaftskrise. Dem Einwand, daß dieses 
Marktverhalten der Exportländer nur „bis auf 
weiteres“ bestehen bleibe und sich in Zukunft auch 
einmal ändern könne, und daß man deshalb ein 
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gegen alle Risiken gesichertes System haben müsse, 
hart man mit dem Argument begegnen, daß die 
Marktordner nach den hrlahrungen der Vergangen- 
heit für solche läiie die ad hoc geeigneten Maß- 
nahmen ergreifen werden. Es gibt ein Land, Schwe- 
den, das gewagt hat, das starre System seines 
agrarischen Außenhandels zu lockern. Dieses Land 
arbeitete bis 19aö mit beweglichen Einfuhrabgaben, 
Einfuhrmonopolen und mengenmäßigen Beschrän- 
kungen. Es hat dann die beweglichen Einfuhrab- 
gaben, die genau so wie die von der Kommission 
vorgeschlagenen beweglichen Abschöpfungen die 
Inlandspreise von dem Niveau der Weltmarktpreise 
nicht nur abhoben, sondern sie auch von den Be- 
wegungen der Weltmarktpreise ganz isolierten, bei 
fast allen Erzeugnissen durch feste Einfuhrabgaben 
ersetzt, die den Charakter von spezifischen Zöllen 
haben. Dadurch, daß man Abweichungen von 10 bis 
15 vH von einem angenommenen Mittelpreis nach 
oben und unten zuläßt, hat man ein bewegliches 
System geschaffen, das es erlaubt, von der Mono- 
polisierung der Einfuhr und von mengenmäßigen 
Beschränkungen abzusehen, und das den Binnen- 
markt im Abstand der Zölle in Tuchfühlung mit 
den Weltmarktpreisen hält. Erst wenn die Preis- 
schwankungen über die festgesetzte Latitüde hin- 
ausgehen, müssen zunächst die Einfuhrabgaben er- 
höht, und wenn das nicht genügt, Mengenbeschrän- 
kungen eingeführt werden. Das System verbindet 
also mit seiner Beweglichkeit einen ausreichenden 
Krisenschutz und findet auf alle Erzeugnisse, auch 
die Produkte der Veredelungswirtschaft, Anwen- 
dung, mit Ausnahme von Futtergetreide, für das 
man bewegliche Einfuhrabgaben beibehalten hat. 
Dann kann auch bei den Veredelungserzeugnissen 
die neben Zöllen vorgesehene technisch kaum prak- 
tikable Abschöpfung wegfallen, welche die Vor- 
belastung der Produktion durch die über Welt- 
marktpreis liegenden Futtermittelpreise ausglei- 
chen soll. Es kommt dann nur auf die richtige Höhe 
des Außenzolles an. Wird dieser in den Verhand- 
lungen mit dem GATT festgelegt, so folgt daraus 
zwangsläufig das Niveau der Futtergetreidepreise, 
das in der EWG anzustreben ist. 

Eine solche Regelung würde nicht nur zentrale 
Ämter entbehrlich machen, sondern auch die einzel- 
staatlichen Marktregelungsbehörden außerordent- 
lich entlasten und ihre Funktionen auf die Vorrats- 
haltung und gelegentliche Interventionen am Markt 
begrenzen. Damit würden auch die zentralen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds wegfallen, die vor- 
wiegend aus den Abschöpfungen der Einfuhr ge- 
bildet werden sollen, denn die Zolleinnahmen ver- 
bleiben wenigstens bis zur vollen Finanzintegration 
der EWG den Einzelstaaten. Meine vom Bericht 
stark abweichende Ansicht beruht auf der Meinung, 
daß man die Möglichkeiten, die große und diffe- 
renzierte Agrarwirtschaft bei der verschiedenen 
Mentalität der europäischen Völker durch die vor- 
geschlagenen Lenkungsinstrumente zu dirigieren, 
skeptisch zu beurteilen habe, und daß man es des- 
halb wieder mit den bis zur Weltwirtschaftskrise 
befriedigend funktionierenden „konventionellen 
Waffen“ versuchen sollte. Das Nebeneinander zen- 
traler Ämter und das Fortbestehen der nationalen 
Marktregelungsbehörden sowie das Nebeneinander 
von zentralen Stabilisierungsfonds und einzelstaat- 
licher Administrationen verwirren die Kompe- 

tenzen und machen ein reibungsloses Arbeiten des 
Systems unmöglich. Die Kommission ist das zen- 
trale Führungsorgan, das die Grundlinien der 
Wirtschaftspolitik entwickelt und mit Zustimmung 
des Ministerrats die Einzelstaaten darauf ver- 
pflichtet. Sie hat darüber zu wachen, daß die 
Rahmenpläne durchgeführt werden, aber die täg- 
lichen Aufgaben der Markt- und Preispolitik sollte 
man den einzelstaatlichen Behörden überlassen. 

IV. Die Koordinierung von Markt- und 
Strukturpolitik 

In den Grundsätzen der Marktpolitik in Teil II 
des Kommissionsberichtes heißt es in Absatz 33: 
„Unter Berücksichtigung allgemeiner Gesichts- 
punkte soll die Marktpolitik den landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen eine Bewertung sichern, die 
dazu beiträgt, daß der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit eine angemessene Entlohnung zufließt, die sich 
derjenigen in anderen Wirtschaftsbereichen an- 
nähert.“ In Absatz 32 steht: „Wegen der Schwierig- 
keiten, die ein Zustand dauernder Überproduktion 
mit sich brächte, soll die Marktpolitik ein Gleich- 
gewicht zwischen der Produktion und den Absatz- 
möglichkeiten innerhalb und außerhalb der Ge- 
meinschaft anstreben.“ In dem ersten .Zitat könnte 
man eine Konzession an die Forderung der euro- 
päischen Bauernverbände sehen, welche die Markt- 
politik systematisch auf die Verwirklichung der 
Einkommensparität einstellen möchten. Da dies 
selbst in den Hochpreisländern nicht gelungen ist, 
mußte man auf Subventionen ausweichen. Die 
Kommission ist aber der Ansicht, daß Globalsub- 
ventionen abgebaut werden sollen. Deshalb müßte 
ein relativ hohes Preisniveau im Gemeinsamen 
Markt angestrebt werden, um das durchschnittliche 
Einkommen der Landwirtschaft dem anderer Wirt- 
schaftsbereiche anzunähern. Dann aber ist die im 
zweiten Zitat genannte Aufgabe nicht mehr zu 
lösen, nämlich die Herstellung eines Gleichgewichts 
zwischen Angebot und Nachfrage bei Vermeidung 
von Überproduktion. In den Grundsätzen zur Han- 
delspolitik wird diese Antinomie sogar in einem 
Satz zusammengefaßt. „Gemäß den vorstehenden 
Grundsätzen für die Marktpolitik ist es notwendig, 
die Preise für Agrarerzeugnisse innerhalb der 
Marktorganisation zu beeinflussen, um auf diese 
Weise sowohl einen Ausgleich zwischen Produktion 
und Absatzmöglichkeiten als auch ein angemessenes 
Einkommensniveau für den Erzeuger zu finden.“ 
Wenn hier „angemessen“ im Sinne der Paritäts- 
politik zu verstehen ist, dann ist das Problem nicht 
zu lösen. 

Es geht aus den weiteren Formulierungen zur 
Handelspolitik hervor, daß zur Sicherung des Ein- 
kommensniveaus eine gemeinsame Handelspolitik 
mit Abhebung des EWG-Preisniveaus vom Welt- 
markt als notwendig erachtet wird. Über die Höhe 
dieses Schutzes wie über alle Preise sagt die Kom- 
mission nichts. Handels- und Industriekreise haben 
aber aus dem reichhaltigen Instrumentarium für 
die Manipulierung des Außenhandels gefolgert, daß 
eine starke Abschirmung des Gemeinsamen Marktes 
gegenüber anderen Handelspartnern geplant sei. 
Aus den grundsätzlichen Erklärungen der Kommis- 
sion darf das nicht gefolgert werden. Denn in Ab- 
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satz II, 50 heißt es: „Auf der einen Seite wird die 
gemeinsame Agrarpolitik bestrebt sein müssen, die 
landwirtschaftlichen Ausfuhren der Gemeinschaft 
zu pflegen. Die gemeinsame Agrarpolitik ist aber 
auch an der günstigen Entwicklung des Industrie- 
exports interessiert, da die gesamte Konjunktur 
weitgehend vom Blühen des Industrieexports ab- 
hängt. Aus diesen Tatsachen ergibt sich das Inter- 
esse der gemeinsamen Agrarpolitik an einer Aus- 
dehnung des Gesamthandeisvolumens. Dabei stehen 
den landwirtschaftlichen und industriellen Ausfuh- 
ren zwangsläufig Einfuhren landwirtschaftlicher 
und industrieller Erzeugnisse gegenüber.“ Man 
kann, wie die Kommission sagt, „sich nicht einer 
Formel bedienen“. „Sie wird vielmehr vor die 
ständige Aufgabe gestellt sein, eine Synthese aus 
den jeweiligen handelspolitischen und agrarpoliti- 
schen Notwendigkeiten der Gemeinschaft zu finden.“ 

Einem solchen Prinzip für die Handelspolitik 
könnten alle Wirtschaftskreise zustimmen. Aber es 
gibt einige Zweifel darüber, ob die Verfasser, 
welche die Marktschemata für die einzelnen Er- 
zeugnisse in Teil III ausgearbeitet haben, die in 
Teil II enthaltenen Grundsätze auch genügend be- 
achtet haben. So liest man z. B. am Schluß der Ab- 
schnitte über Rinder, Schweine und Milcherzeug- 
nisse die stereotype Forderung für den Handel mit 
Drittländern, daß die EWG-Länder sich verpflich- 
ten sollen, „das Volumen ihrer Einfuhrverpflich- 
tungen gegenüber Drittländern nicht über den 
Stand vom 1. Januar 1960 zu erhöhen“. Dagegen 
soll der Handelsverkehr zwischen den EWG-Län- 
dern „noch vor Errichtung der endgültigen Markt- 
organisation“ gesteigert werden, wofür die Kom- 
mission Vorschläge ankündigt. Das ist die klare 
Formulierung einer Handelspräferenz, die zu der 
im Wesen einer Zollunion liegenden Zollpräferenz 
noch hinzukommt. Darüber muß sich die EWG 
noch im Herbst mit den GATT-Ländern ausein- 
andersetzen. 

Wie man sieht, kann man aus dem Kommissions- 
bericht allerhand Widersprüche herausfinden. Das 
Bild verschiebt sich abermals, wenn man die ein- 
führenden Bemerkungen zu Teil II liest. Hier ist 
unter den Mitteln, die das landwirtschaftliche Ein- 
kommen dem anderer Wirtschaftsbereiche an- 
nähern sollen, die Preispolitik nicht genannt. Ziel 
der gemeinsamen Agrarpolitik ist nach § 2: „die 
Produktivität der Landwirtschaft durch Förderung 
des technischen Fortschritts, Rationalisierung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung und den bestmög- 
lichen Einsatz der Produktionsfaktoren, insbeson- 
dere der Arbeitskräfte, zu steigern; auf diese 
Weise der landwirtschaftlichen Bevölkerung, ins- 
besondere durch Erhöhung des Pro-Kopf-Einkom- 
mens der in der Landwirtschaft tätigen Personen, 
eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten.“ Das ist die Aufgabe der Strukturpolitik, 
die der EWG-Kommission besonders am Herzen 
liegt und welche die Marktpolitik von der Sorge 
um die nicht lebensfähigen Betriebe befreien soll, 
die das Durchschnittseinkommen der Landwirt- 
schaft so stark herunterdrücken. „Die Marktpolitik 
soll der Notwendigkeit einer Verbesserung der 
Produktivität der Landwirtschaft Rechnung tragen 
und sich in diesem Sinne an den Bedingungen aus- 
richten, die in den wirtschaftlich lebensfähigen Be- 

trieben mit befriedigender Produktivität gegeben 
sind“ (Teil II, 10). Den Auftrag, die bäuerlichen 
Familienwirtschaften zu erhalten und zu fördern, 
legt die Kommission so aus, daß damit nicht alle 
heute bestehenden Familienwirtschaften gemeint 
sind, sondern: „Als Familienbetrieb ist ein Unter- 
nehmen anzusehen, das einerseits der Leistungs- 
fähigkeit der zwei bis drei Vollarbeitskräfte ent- 
spricht, wie sie eine Famüie bei unterschiedlicher 
Zusammensetzung im Wechsel der Generationen 
stellen kann, und das andererseits bei zweckmäßi- 
ger Wirtschaftsweise ein im Verhältnis zu ver- 
gleichbaren Berufsgruppen angemessenes Familien- 
einkommen ermöglicht“ (II, 25). 

Die Kommission arbeitet hier mit dem Begriff 
des Familieneinkommens. Sie ist offenbar rea- 
listisch genug zu sehen, daß ein bäuerlicher Fami- 
lienbetrieb, in dem nicht alle Arbeitskräfte einen 
vollen Industriearbeitslohn verdienen, einen durch- 
aus befriedigenden Lebensunterhalt und Lebens- 
inhalt gewähren kann. Die Verhaltensweise der in 
einer Arbeits-, Konsum- und Erwerbsgemeinschaft 
lebenden Bauernfamilien wird mehr von dem Er- 
gebnis der gemeinsamen Anstrengung bestimmt 
als von dem Beitrag der einzelnen Arbeitskraft. 
Andererseits ist die bäuerliche Familie, die oft drei 
Generationen umfaßt, größer als die städtische 
Kleinfamilie. Deshalb müßte das Familieneinkom- 
men eines Kleinbauern größer sein als das Fami- 
lieneinkommen eines verheirateten Einzelverdie- 
ners in der Industrie. Alle Vergleichsmaßstäbe sind 
sehr unbefriedigend. Aber sie haben für die Agrar- 
strukturverbesserung weniger Bedeutung, wenn 
man der Kleinbauernbevölkerung Alternativen 
gibt, so daß sie selbst frei wählen kann. Deshalb 
legt die Kommission mit Recht ein so großes Ge- 
wicht auf eine konstruktive Regionalpolitik, bei 
der großzügige Verkehrserschließung, Begründung 
neuer Industriestandorte, Schaffung zeitgemäßer 
Einrichtungen für Bildung und Hygiene erst die 
richtige Voraussetzung für die Agrarstrukturmaß- 
nahmen im engeren Sinne (Flurbereinigung, Auf- 
stockung, Aussiedlung) geben. 

Die Umgestaltung der in langen Zeiträumen vor 
dem industriellen Zeitalter in ihrer Grundstruktur 
geprägten Eigentums- und Betriebsgrößenvertei- 
lung wird ein langsamer Prozeß sein, den man nur 
danach beurteilen sollte, ob er kontinuierlich Ver- 
besserungen bringt, und nicht danach, ob er sta- 
tistischen Paritätsberechnungen Genüge tut. Das- 
selbe gilt auch für die größeren Bauernbetriebe. 
Da der Gemeinsame Markt trotz aller Marktrege- 
lungen dynamisch sein wird, so werden sich die 
Einkommenschancen von Region zu Region und 
von Betriebstyp zu Betriebstyp verschieben. Ent- 
sprechend muß die Betriebsorganisation angepaßt 
werden. Keine Agrarpolitik kann diese Aufgabe 
den Bauern abnehmen. Deshalb werden zwangs- 
läufig nicht Paritätsfragen im Vordergrund stehen, 
sondern Existenzfragen. 

Zusammenfassung 

In Teil I werden einige wichtige Gründe genannt, die für 
oder gegen die Verkürzung der Übergangszeit von 12 auf 3 
Jahre sprechen. Teil II sucht zu zeigen, daß die Vorschläge 
der Kommission zu einseitig auf das formale System der 
Marktregelungen eingestellt sind. Solange das Preisniveau 
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unbekannt bleibt, kann der Aktionsbereich der Institutionen 
und die Richtung und Intensität der Interventionen nicht rich- 
tig beurteilt werden. 

In Teil III wird die Meinung vertreten, daß man auf die 
von der Kommission vorgesehenen zentralen Ämter und Ab- 
schöpfungen an der Grenze verzichten könnte, wenn man 
mehr Gebrauch von dem einfacheren Zollsystem machen und 
dem Automatismus des Marktes etwas mehr Spielraum geben 
v/ürde. Teil IV zeigt einige Widersprüche in den Richtlinien 
für die Markt- und Handelspolitik auf. Insbesondere sind die 
allgemeinen Grundsätze weniger dirigistisch als die konkreten 
Pläne für die einzelnen Märkte. 

Es ist realistisch gedacht, daß die Kommission das Ein- 
kommensproblem vorwiegend durch Veränderung der Agrar- 
struktur zu lösen versucht und dadurch auf längere Sicht die 
Aufgabe der Marktpolitik erleichtert. Inwieweit kurzfristig 
Subventionen eingesetzt werden sollen, bleibt unbestimmt. 

Summary 

In part I the author mentions several important reasons 
speaking for or against a shortening of the transition period 
from 12 to 8 years. Part II tries to show that the propositions 
of the commission are too much restricted to the more formal 
system of market regulations. As long as the price level is 
not known it is almost impossible to judge reliably either the 
activity scope of the institutions or the direction and intensity 
of interventions. 

In part III the author gives some arguments for his opinion 
that the common market could function without the planned 
central offices and compensation methods, if one would only 
apply a simpler tariff system leaving more room for the 
market automatism. Part IV finally shows some contradictions 
within the terms of reference for the market and commercial 

policy. Especially the general principles are much If'ss diri- 
gistric then the concrete plans for the different single markets. 

The intention of the commission so solve the income pro- 
blem predominantly by a betterment of the agrarian structure 
seems quite realistic and will in the long run facilitate the 
tasks of market policy. How far short term subventions are 
planed remains uncertain. 

Resume 

Au premier chapitre quelques raisons importants sont 
nommes qui parlent pour ou centre une abbreviation de la 
Periode de transition de 12 ä 8 annees. Au deuxieme chapitre 
l auteur essaie ä montrer que les propositions de la commis- 
sion traitent dans une maniere un peu exclusive seulement 
le Systeme formel des regulations du marche. Quand le niveau 
des prix est inconnu, il est practicalement impossible de juger 
sürement ni sur la porlee des institutions ni la direction et 
Tintensite des interventions. 

Au troisieme chapitre l auteur exprime sa conviction qu un 
fonctionnement du marche commun seriait possible sans les 
offices contraux et les compensations prevues par la com- 
mission, quand on feriait usage d un Systeme douaniere plus 
simple, qui donne un peu plus de liberte aux automatismes 
du marche. Le quatrieme chapitre montre quelques contradic- 
tions en ce qui concerne les lignes de conduite de la politique 
du marche et du commerce. Evidement les principles generaux 
ne sont pas si dirigistics comme les plans concretes pour les 
differents marches. 

Dans une pensee realistique la commission a 1‘intention de 
resoudre le Probleme des revenues pour la correction de la 
slurcture agraire, ce qui faciliteriait ä la longue la täche de 
la politique du marche. Dans quelle mesure subventions ä 
court terme sont prevues nest pas sur. 

Die Vorschläge der EWG-Kommission zur Regulierung 
“ C7 “ 

der Agrarmärkte 
Prof. Dr. R. Plate und Dr. D. G r up e, Braunschweig-Völkenrode *) 

Prof. Dr. W. Busch und Dr. H. S t o r c k , Hannover2) 

I. Einleitung 

Der dritte und umfangreichste Teil der Kommis- 
sionsvorschläge zur Gestaltung und Durchführung 
einer gemeinsamen Agrarpolitik behandelt die 
Regelung der Agrarmärkte gemäß Artikel 40 des 
EWG-Vertrages. Die Ziele sind im Vertrag bereits 
aufgezeigt. Innerhalb einer Übergangszeit sollen 
die nationalen Märkte der sechs Länder schritt- 
weise in einen gemeinsamen Markt überführt 
werden. Gleichzeitig soll eine gemeinsame Agrar- 
politik entwickelt werden, die zur Durchsetzung 
ihrer Ziele eine einheitliche Marktpolitik notwen- 
dig macht. Zur Regelung der Agrarmärkte sind im 
Vertrag drei verschiedene Organisationsformen 
vorgesehen, von denen jeweils die zweckmäßigste 
zur Anwendung kommen soll: 

a. gemeinsame Wettbewerbsregeln, 

b. bindende Koordinierung der verschiedenen 
einzelstaatlichen Marktordnungen, 

c. eine europäische Marktordnung. 

Auf diesen drei Möglichkeiten basieren die Vor- 
schläge der Kommission. Es werden folgende Ziele 
angestrebt: 

1. Abhebung der Agrarpreise im Innern des EWG- 
Raumes von dem Niveau und der Bewegung 
der Weltmarktpreise. Dies wird mit der Not- 
wendigkeit, eine leistungsfähige westeuropäische 

Landwirtschaft zu erhalten, begründet. Es ist 
berechtigt, da die Weltmarktpreise für viele 
wichtige Agrarerzeugnisse keine Gleichge- 
wichtspreise sind; denn die Mehrzahl der am 
Welthandel mit diesen Erzeugnissen beteiligten 
Länder entzieht sich dem Wettbewerb oder 
verfälscht ihn. 

2. Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage. 
Eine ständige Überproduktion von Agrarpro- 
dukten soll vermieden werden. Dazu ist es not- 
wendig, die Produktion rechtzeitig auf die 
langfristigen Entwicklungstendenzen des Be- 
darfs auszurichten. Wie die Vorschläge der 
Kommission zeigen, sollen diese Anpassungs- 
vorgänge durch die Markt- und Preispolitik 
unterstützt und gefördert werden. Das wich- 
tigste Mittel dazu bildet die Schaffung zweck- 
entsprechender Preisrelationen zwischen den 
Preisen der verschiedenen Produkte. 

3. Stabilisierung der Preise. Dieses Ziel soll, so- 
weit möglich, durch Preisausgleichsmaßnahmen 
an der Außengrenze, d. h. praktisch durch Ab- 
wälzung der Angebots- und Nachfrageschwan- 
kungen auf den Weltmarkt erreicht werden. 
Darüber hinaus sind unterschiedliche Maßnah- 

1) Für alle Ausführungen, ausgenommen diejenigen über 
die Märkte für Obst und Gemüse. 

2) Für alle Ausführungen über die Obst- und Gemüsemärkte. 
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